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Im Namen des Volkes!
% AZR. 3 0 7 /  9 c 
'?fÜ Sa 2Ö6V57 
’'.(Stuttgart) ^

Verkündet 
am 28. Mürz 1957 
gez° V/einrich, 
Regierungssekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 28. März 1957 durch die 
Bundesrichter Br. Berger, Professor Br. Br. Boldt und 
wichmann sowie die Bundesarbeitsrichter Br. Prey und Br. 
Jüttner für Hecht erkannt;

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des landesarbeitsgerichts Stuttgart, III. Kam- 
mer, vom 18. April 1955 ~ III Sa 206/54 - auf­
gehoben und die Sache zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an das Berufungsgericht zurückverwie­
sen.

- 2 -
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Tatbestand^
Die jetzt 36 Jahre alte Klägerin ist verheiratet und 

hat zwei Kinder von jetzt 9 und 11 Jahren. Ihr Mann, der 
wegen einer Hirnverletzung als zu 100 $ Schwerbeschädigter 
anerkannt ist, bezog im Jahre 1955 eine monatliche Versor­
gungsrente von 175,—  DM. Die Klägerin trat im Oktober 1951 
bei der Beklagten als Hilfsärbeiterin ein, um die Abtragung 
eines Darlehens von 1.500,—  DM zu erleichtern, das ihr bei 
der Beklagten ebenfalls tätiger Schwiegervater zum Bau eines 
Wohnhauses auf genommen hatte.

Das Darlehen ist im März 1952 getilgt worden, doch blieb 
die Klägerin v;eiter bei der Beklagten beschäftigt. Am 16.Juli 
1954 wurde ihr zusammen mit sechzehn weiteren Betriebsangehö­
rigen ordentlich gekündigt. Als Grund wurden Rationalisie­
rungsmaßnahmen und Absatzschwierigkeiten angegeben.

Auf die Klage der Klägerin hat das Arbeitsgericht fest­
gestellt, daß das Arbeitsverhältnis durch die Kündigung nicht 
aufgelöst sei; es hat zugleich auf den ’’hilfsweise” gestell­
ten Antrag der Klägerin das Arbeitsverhältnis aufgelöst und 
die Beklagte verurteilt, an die Klägerin eine Abfindung von 
750,—  DM zu zahlen. Das landesarbeitsgericht hat die Beru­
fung der Beklagten zurückgewiesen. Mit der Revision bekämpft 
die Beklagte das Urteil des Dandesarbeitsgerichts, während 
die Klägerin bittet, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:
Das landesarbeitsgericht geht in Übereinstimmung mit den 

Erklärungen der Parteien davon aus, daß die Kündigung betriebs­
bedingt gewesen sei. Trotzdem sei sie aber nicht gerechtfer­
tigt, da bei Abwägung der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Betriebs und der sozialen läge der Klägerin die Waage sich 
zu Gunsten der letzteren neige. Zwar sei die Klägerin keines­
falls eine gute Arbeiterin gewesen; die leistungen der Arbei­
terinnen, die bei alleiniger Berücksichtigung der sozialen Sei­
te von der Beklagten hätten entlassen werden müssen, seien weii
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A

besser gewesen als die der Klägerin. Die Beklagte habe aber 
Arbeiterinnen behalten, die jünger und in besseren wirt­
schaftlichen Verhältnissen seien als die Klägerin und die 
von der Kündigung nicht so hart betroffen würden wie diese. 
Bei ungewöhnlicher Diskrepanz zwischen sozialen Gesichts­
punkten und betrieblichen Bedürfnissen sei ein Abweichen 
von den sonst zu billigenden Gedanken, daß der Leistungs- 
grundsatz eine entscheidende Rolle spiele, gerechtfertigt.

Demgegenüber rügt die Revision Verletzung des § 1 
Abs. 3 Satz 2 KSchG, da das Landesarbeitsgericht entgegen 
dem Vortrag der Beklagten nicht berücksichtigt habe, daß 
betriebliche Bedürfnisse die Weiterbeschäftigung der vom 
Landesarbeitsgericht erwähnten Arbeiterinnen gefordert hät­
ten. Diese Rüge ist berechtigt, lach § 1 Abs.2 KSchG ist 
eine Kündigung dann sozial ungerechtfertigt, wenn sie nicht 
durch Gründe, die in der Person oder in dem Verhalten des 
Arbeitnehmers liegen oder durch dringende betriebliche Er­
fordernisse, die einer Weiterbeschäftigung des Arbeitneh­
mers in diesem Betrieb entgegenstehen, bedingt ist. Eine 
Kündigung aus dringenden betrieblichen Erfordernissen ist 
gemäß § 1 Abs.3 Satz 1 KSchG trotzdem sozial ungerechtfer­
tigt, wenn der Arbeitgeber bei der Auswahl des zu kündigen­
den Arbeitnehmers soziale Gesichtspunkte nicht oder nicht 
ausreichend berücksichtigt hat. lur dann, wenn betriebs­
technische, wirtschaftliche oder sonstige berechtigte be­
triebliche Bedürfnisse die Weiterbeschäftigung eines oder 
mehrerer bestimmter Arbeitnehmer bedingen und damit der 
Auswahl nach sozialen Gesichtspunkten entgegenstehen, müs­
sen letztere gemäß § 1 Abs. 3 Satz 2 KSchG gegenüber den 
betrieblichen Bedürfnissen endgültig zurücktreten, liegen 
diese Voraussetzungen vor, so ist die ausgesprochene Kün­
digung also nicht sozialwidrig. Aus diesen Bestimmungen er­
gibt sich somit, wie der Senat bereits in einer Entschei­
dung vom 13. Dezember 1956 - 2 AZR 353/54 - ausgeführt hat, 
dai3 zwar grundsätzlich die sozialen und die wirtschaftli­
chen Gesichtspunkte sorgfältig gegeneinander abgewogen wer­
den müssen, daß aber andererseits bei dieser Abwägung re-
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gelmäßig letzten Endes die betrieblichen Bedürfnisse das 
größere Gewicht als die sozialen Gesichtspunkte dann ha­
ben, wenn sie aus betrieblichen Gründen die Weiterbeschäf­
tigung von bestimmten Arbeitnehmern bedingen; in diesem 
Fall kommt es nicht mehr darauf an, ob die sozialen Ver­
hältnisse der für den Betrieb unentbehrlichen Arbeitneh­
mer günstiger sind als die des gekündigten Arbeitnehmers. 
Maßgebend für diese Regelung, die dem Ergebnis der sogen. 
Hattenheimer Verhandlungen der Sozialpartner entspricht, 
war der Gesichtspunkt, daß es durch die betrieblichen Be­
dürfnisse gerechtfertigt sei, wenn der Arbeitgeber den 
Hilfsarbeiter vor dem Facharbeiter, unter den Facharbei­
tern zunächst denjenigen, der für den Produktionsprozeß 
am ehesten entbehrlich sei, und bei erheblichen leistungs­
unterschieden zunächst den Leistungsschwächsten entlasse (Re­
gierungsbegründung zum KSchG, Brucks. Br. 2090 des Beutsehen 
Bundestages, 1. Wahlperiode 1949 S. 12). Liegen derartige 
Voraussetzungen vor, so kann der gekündigte Arbeitnehmer 
nicht mehr mit dem Einwand gehört werden, daß die Kündigung 
im Ergebnis für ihn doch eine unbillige Härte darstelle (Her- 
schel-Steinmann, KSchG, 3.Aufl.,§ 1 Anm. 43). Baß die Vor­
aussetzungen des § 1 Abs.3 Satz 1 KSchG gegeben sind, muß 
der Arbeitgeber beweisen.

Bas Landesarbeitsgericht hat m m  zwar ohne Rechtsirr­
tum festgestellt, daß die Kündigung durch dringende betrieb­
liche Erfordernisse bedingt sei und daß die Beklagte bei der 
Auswahl des zu kündigenden Arbeitnehmers, der Klägerin, sozia 
le Gesichtspunkte nicht ausreichend berücksichtigt habe. Bie 
Beklagte hat aber ausdrücklich behauptet, worauf das Landes­
arbeitsgericht auch selbst hinweist, daß betriebliche Bedürf­
nisse die Weiterbeschäftigung der anstelle der Klägerin gege­
benenfalls zu kündigenden Arbeiterinnen bedingt hätten, Bie- 
ser Frage ist das Landesarbeitsgericht jedoch nicht nachgegan 
gen. Es hat vielmehr vorrangig auf die soziale Lage der Klage 
rin abgestellt und diese mit den sozialen Verhältnissen der 
übrigen, für eine Kündigung gegebenenfalls in Betracht kommen 
den Arbeiterinnen verglichen. Hieraus hat es den Schluß gezo-
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gen, daß, auch wenn die Klägerin leistungsschwacher gewesen 
sei als die übrigen Arbeitnehmer, doch das soziale Element 
gegenüber dem betrieblichen überwiegen müsse. Das Landesar- 
beitsgeiicht hätte aber klären müssen, ob die Behauptung 
der Beklagten, daß die übrigen weiterbeschäftigten Arbeit­
nehmerinnen Fachkräfte und Nachwuchskräfte seien, und ob 
die daraus gezogene Schlußfolgerung, daß der Betrieb nach 
seiner besonderen Lage diese Arbeitnehmerinnen aus den be­
zeichnet en Gründen nicht entbehren kann, berechtigt sind. Da 
diese Prüfung nicht vorgenommen worden ist, muß das Urteil 
aufgehoben und die Sache zwecks Nachholung dieser Prüfung 
an das Landesarbeitsgericht zurückverwiesen werden, ohne 
daß es eines Eingehens auf die übrigen von der Revision er­
hobenen Rügen bedarf.

gez. Dr. Boldt Wichmann
zugleich für den erkrank­
ten Bundesrichter Dr. Berger

Dr.Erich Frey Dr. Hans Jüttner

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im Namen des Volkes!

	- 2 -

	«y

	- 5 -




